
Der Landtag von Niederösterreich hat am ……………….. in Ausführung des

Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetzes 2013, BGBl. I Nr. 69/2013, beschlossen:

Änderung des NÖ Kinder- und Jugendhilfegesetzes (NÖ KJHG)

Das NÖ Kinder- und Jugendhilfegesetz, LGBL. 9270, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 18:

„§ 18 Nachweis der fachlichen Qualifikation“

2. Im Inhaltsverzeichnis entfällt der Eintrag zu § 19.

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 44:

 „§ 44 Formen der Unterstützung der Erziehung“

4. § 5 Z 7 lautet:

„7. Private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen: Einrichtungen mit eigener

Rechtspersönlichkeit oder deren Rechtsträger, deren Eignung vom Kinder-

und Jugendhilfeträger festgestellt ist, Leistungen nach diesem Gesetz zu

erbringen;“

5. Im § 5 erhalten die Z 8 und Z 9 die Bezeichnung Z 9 und Z 10. § 5 Z 8 (neu)

lautet:

„8. beauftragte private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen: private Kinder- und

Jugendhilfeeinrichtungen, die vom Kinder- und Jugendhilfeträger beauftragt

sind, Leistungen nach diesem Gesetz zu erbringen;“

6. § 7 Abs. 2 und 3 lauten:

„(2) Aufgaben und Leistungen der Bezirksverwaltungsbehörden:

1. Gefährdungsabklärung;

2. Erstellung der Hilfeplanung;



3. Durchführung der Erziehungshilfen gemäß §§ 43 und 44, sowie §§ 49

und 50;

4. Beurteilung der Eignung von Pflegepersonen;

5. Vermittlung von Pflegekindern;

6. Pflegeaufsicht;

7. Gewährung des Pflegekindergeldes;

8. Bewilligung und Aufsicht von privaten Pflegeverhältnissen;

9. Beurteilung der Eignung von Adoptiveltern und Adoptivelternteilen;

10. Adoptionsvermittlung;

11. Rechtliche Vertretungen, die sich aus Bürgerlichem Recht ergeben,

insbesondere die Abstammungs- und Unterhaltsangelegenheiten;

12. Übernahme und Ausübung der Obsorge;

13. Kostenersatz.

(3) Die Landesregierung kann zum Zweck der Steuerung gemäß § 22 und zur

Schaffung einheitlicher Standards nicht hoheitliche Aufgaben im

Zusammenhang mit kurzfristigen Pflegeverhältnissen gemäß § 36 ausüben.“

7. § 17 Abs. 2 Z 4 lautet:

„4. Sozialpädagoginnen und -pädagogen, Diplompädagoginnen und -pädagogen,

Kleinkindpädagoginnen und -pädagogen, Horterzieherinnen und -erzieher,

Psychotherapeutinnen und -therapeuten und Diplom-Sozialbetreuerinnen und

-betreuer mit Schwerpunkt Familienarbeit;“

8. Im § 17 Abs. 2 Z 7 entfällt die Wortfolge „(Amtsvormünderin / Amtsvormund)“.

9. § 18 lautet:

„§ 18

Nachweis der fachlichen Qualifikation

(1) Der Nachweis der in § 17 Abs. 2 Z 1 bis 6 genannten fachlichen Eignung hat

durch Zeugnisse öffentlicher oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteter

Schulen, Fachhochschulen oder Universitäten sowie staatlicher

Prüfungskommissionen zu erfolgen.



(2) Von anderen Staaten als von Staaten, deren Angehörigen Österreich nach

dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund von Staatsverträgen

dieselben Rechte zu gewähren hat wie Inländern, ausgestellte Zeugnisse

sind als Nachweis gemäß Abs. 1 nur zuzulassen, wenn sie schulbehördlich

österreichischen Zeugnissen der verlangten Art als gleichwertig anerkannt

(nostrifiziert) worden sind.

(3) Fachkräfte gemäß § 17 Abs. 2 bis 4 haben für ihre Tätigkeit ausreichende

Kenntnisse der deutschen Sprache aufzuweisen.

(4) Bundesgesetzlich geregelte Qualifikationen von Fachkräften gemäß § 17

Abs. 2 sind ausschließlich nach den bundesgesetzlichen Vorgaben zu

beurteilen. Eine gesonderte Anerkennung nach diesem Gesetz ist nicht

erforderlich.“

10. § 19 entfällt.

11. Die Überschrift zu § 44 lautet:

„§ 44

Formen der Unterstützung der Erziehung“

12. § 60 Abs. 2 Z 3 lautet:

„3. der Altersunterschied zum Pflegekind mindestens 25 und höchstens 45

Jahre, bei kurzfristigen Pflegeverhältnissen gemäß § 36 mindestens 25 und

höchstens 60 Jahre, beträgt, wobei eine geringfügige Unter- oder

Überschreitung des Altersunterschiedes einer Pflegeperson zulässig ist,

wenn die andere Pflegeperson die Voraussetzungen des Altersunterschiedes

erfüllt;“

13. § 80 lautet:

„§ 80

Aufgaben



Die Aufgaben der NÖ Kinder- und Jugendanwaltschaft sind:

− Beratung von Kindern, Jugendlichen, jungen Erwachsenen und

Erziehungsberechtigten in allen Angelegenheiten, die die Stellung der

Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen sowie die Aufgaben der

Erziehungsberechtigten betreffen;

− Hilfestellung bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen

zwischen Erziehungsberechtigten und Kindern und Jugendlichen über

Pflege und Erziehung;

− als Mittler zwischen den Kinder- und Jugendhilfeträgern, den privaten

Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen, den Eltern bzw. Elternteilen, der

Schule, dem Kindergarten und den Kindern und Jugendlichen zu wirken;

− Information der Öffentlichkeit über die Aufgaben der NÖ Kinder- und

Jugendanwaltschaft, die Kinderrechte und sonstige Angelegenheiten, die

für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene von besonderer

Bedeutung sind;

− Beobachtung der Verwaltungspraxis auf dem Gebiet der Kinder- und

Jugendhilfe;

− Begutachtung und Anregung von Gesetzesbestimmungen,

Verordnungen und sonstigen Rechtsvorschriften aus der Sicht der Kinder

und Jugendlichen;

− Anregungen zur Schaffung von besseren Lebensbedingungen für Kinder

und Jugendliche;

− Anregung besonderer Kontrollen von privaten Kinder- und

Jugendhilfeeinrichtungen bei Informationen über Missstände;

− Wahrnehmung der Interessen der Kinder und Jugendlichen bei allen

Planungs- und Forschungsaufgaben;

− Zusammenarbeit mit und Unterstützung von nationalen und

internationalen Netzwerken.“

14. § 84 lautet:

„§ 84

Umsetzung von Unionsrecht



Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union

umgesetzt:

1. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend

die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten

Drittstaatsangehörigen, ABl. Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44;

2. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom

29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer

Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu

bewegen und aufzuhalten, ABl. Nr. L 158 vom 30. April 2004, S. 77;

3. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die

Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von

Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizierten

Beschäftigung, ABl. Nr. L 155 vom 18. Juni 2009, S. 17;

4. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom

13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung

einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie

über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer,

die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl. Nr. L 343 vom

23. Dezember 2011, S. 1;

5. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom

11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates zur

Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die

internationalen Schutz genießen, ABl. Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S. 1;

6. Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom

5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und

zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses

2002/626/JI des Rates, ABl. Nr. L 101 vom 15. April 2011, S. 1;

7. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom

13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der

sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornographie sowie

zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, ABl. Nr. L

335 vom 17. Dezember 2011, S. 1.“


